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Vorbemerkung

Die öffentliche Daseinsvorsorge gerät zunehmend 
unter Druck. Der Mangel an Landärzt_innen, die 
Schließung von Schwimmbädern oder Stadteil
bibliotheken, Schwierigkeiten bei der Einhaltung 
der gesetzlichen Hilfsfristen bei Feuerwehren und 
Rettungsdiensten sowie längere Schulwege auf-
grund von Schulschließungen sind hierfür Bei-
spiele. Verschärfend wirkt sich aus, dass die demo-
grafische Entwicklung zusätzliche Anforderungen 
an die Daseinsvorsorge bei anhaltenden Finan
zierungsengpässen stellt. Neue Aufgaben, wie 
beispielsweise die lokale Organisation von Pflege, 
kommen hinzu. 

Zudem bestehen starke Unterschiede bei der 
Versorgung mit Gütern der öffentlichen Daseins-
vorsorge. Gerade die Regionen, die von Abwande-
rung sowie schwacher Wirtschafts- und Finanzkraft 
gekennzeichnet sind, haben erhebliche Probleme, 
die öffentliche Daseinsvorsorge zu gewährleisten. 
Als Folge laufen sie Gefahr, von der sozialen und 
ökonomischen Entwicklung des restlichen Lan-
des abgekoppelt zu werden. Deshalb sollte die 
aktuelle Debatte um die Neuordnung der Finanz-
beziehungen zwischen Bund und Ländern von 
der Politik genutzt werden, Antworten auf die 
Fragen zu finden: Wie ist das grundgesetzliche 
Gebot der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se zu erreichen? Wie muss man mit dem demo-
grafischen Wandel umgehen? 

Bereits im Juni 2013 hat der Arbeitskreis 
Nachhaltige Strukturpolitik der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES) ein Konzept vorgelegt (Eichel et al. 
2013), welches vorschlägt, die Reform der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen zu nutzen, um einen 
Beitrag zum grundgesetzlichen Ziel der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu leisten. 
Der Länderfinanzausgleich muss seine Blindheit 

gegenüber den sozialen und ökonomischen Reali
täten überwinden und zur Bewältigung des de-
mografischen Wandels beitragen. Das FES-Kon-
zept besteht deshalb aus drei Säulen, die darauf 
abzielen, Länder und Kommunen in die Lage zu 
versetzen, ihre Entwicklung zu gestalten: 
(1) Entlastung der Kommunen von den durch 
den Bund veranlassten Sozialausgaben; 
(2) Sicherung einer Grundversorgung mit Gütern 
der öffentlichen Daseinsvorsorge durch eine neue 
„Gemeinschaftsaufgabe Sicherung der regionalen 
Daseinsvorsorge“; 
(3) Initiierung eines Ideenwettbewerbs der Regionen 
und Kreise, um Antworten auf drängende gesell-
schaftliche Herausforderungen vor Ort zu finden.
Die einzelnen Säulen werden im Hinblick auf ihre 
finanzwissenschaftliche und verfassungsrechtliche 
Umsetzbarkeit untersucht. So wurde bereits die 
erste Säule zur Entlastung der Kommunen vom 
ifo-Dresden finanzwissenschaftlich durchgerech-
net und für umsetzbar befunden (Ragnitz et al. 
2014). Für die zweite Säule wurden Claudia Neu, 
Jens Kersten und Berthold Vogel beauftragt, die 
Einführung einer „Gemeinschaftsaufgabe Siche-
rung der regionalen Daseinsvorsorge“ zu prüfen 
und Vorschläge zur Ausgestaltung zu machen.

Die Notwendigkeit der Einführung einer 
neuen Gemeinschaftsaufgabe leiten die Autor_
innen aus dem Grundgesetz ab. Eine Gemein
schaftsaufgabe betont die staatspolitische Bedeu-
tung der Daseinsvorsorge und garantiert ihre  
leistungsfähige Finanzierung. Die Gutachter_
innen zeigen, dass eine Grundversorgung mit 
öffentlichen Dienstleistungen eine Bedingung 
für eine prosperierende soziale und wirtschaft
liche Entwicklung ist. 

Hans Eichel	 Dr. Philipp Fink	 Heinrich Tiemann
Bundesminister a.  D.,	 Leiter des Arbeitskreises Nachhaltige Strukturpolitik,	 Staatssekretär a.  D.,
Sprecher des Arbeitskreises	 Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik	 Mitglied im Arbeitskreis
Nachhaltige Strukturpolitik	 Friedrich-Ebert-Stiftung	 Nachhaltige Strukturpolitik
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1.  Einleitung

Die demografische und wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland hat seit Mitte der 1990er 
Jahre zu einer verschärften räumlichen Polarisie-
rung geführt. Mehr und mehr Regionen verlieren 
den Anschluss und schaffen es aus eigener Kraft 
nicht mehr, mit der allgemeinen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung Schritt zu halten. Um 
ein weiteres Auseinanderdriften der Regionen zu 
verhindern, wird gegenwärtig die Neuordnung 
des Länderfinanzausgleichs diskutiert. 

In diesem Zusammenhang haben Eichel, 
Fink und Tiemann bereits im Juni 2013 einen 
Vorschlag zur Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen vorgelegt, der auf den Abbau 
regionaler Disparitäten abzielt (Eichel et al. 2013). 
Der Vorschlag umfasst insgesamt drei Säulen:  
erstens eine finanzielle Entlastung der Kommu-
nen, die durch die Übernahme bestimmter kom-
munaler Sozialausgaben durch den Bund erfolgt1, 
zweitens die Sicherung der Grundausstattung bei 
der Daseinsvorsorge und drittens die Initiierung 
eines Wettbewerbs der Regionen, um Lösungen für 
dringende gesellschaftliche Herausforderungen 
und lokale Entwicklungspotenziale zu entwickeln.2

Das vorliegende Gutachten prüft die Um-
setzbarkeit der zweiten Säule des Modells und 
konzentriert sich dabei auf konkrete rechtliche 
Ansatzpunkte. Für die Sicherung einer Grundaus-
stattung bei der Daseinsvorsorge schlägt es vor, 
die regionale Daseinsvorsorge als eine Gemein-
schaftsaufgabe im Grundgesetz zu verankern. 
Dies ist notwendig, aber auch gerechtfertigt, weil 
die regionale Daseinsvorsorge für den Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft eine zentrale Rolle 
spielt. Nicht nur für die jeweilige Region selbst, 
sondern auch für den sozialen Zusammenhalt der 
Länder sowie des Bundes und der Europäischen 
Union ist sie von essentieller Bedeutung. Deshalb 
können und müssen sich die Länder und der 
Bund in der Gemeinschaftsaufgabe „Regionale 
Daseinsvorsorge“ engagieren. Denn für eine 
prosperierende Wirtschaft, für gesellschaftlichen 
Wohlstand, für die Sicherung des Gemeinwohls 
und für die Öffnung sozialer wie ökonomischer 
Spielräume sind öffentliche Güter und Dienstleis-
tungen eine entscheidende und daher unver-
zichtbare Voraussetzung.

1	 Diese Säule wurde vom ifo-Dresden finanzwissenschaftlich untersucht und für umsetzbar befunden (Ragnitz et al. 2014, Eck et al. 2014).
2	 Die dritte Säule des Ideenwettbewerbs wird in einem weiteren Gutachten (Kersten, Neu, Vogel, i.  E.) auf ihre Umsetzbarkeit geprüft.
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2.  Regionale Daseinsvorsorge

Um Antworten auf die Frage geben zu können, 
wie mit den zunehmenden Abkopplungsprozes-
sen regionaler Räume umzugehen ist, befasst sich 
dieses Kapitel mit der politischen und rechtlichen 
Entwicklung des Konzepts der regionalen Da-
seinsvorsorge in Deutschland. Es diskutiert Indi-
katoren zur Ermittlung regionaler Unterschiede 
und analysiert, wie gegenwärtig mit den beste-
henden Herausforderungen umgegangen wird. 
Dabei zeigt sich, dass die aktuelle Fachdiskussion 
in Politik und Raumwissenschaften mit ihrem 
Versuch, entweder regional differenzierte oder 
deutschlandweit einheitliche (Mindest-)Standards 
zur Bewertung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
zu definieren, die zukünftigen Herausforderun-
gen von gleichzeitigem Wachsen und Schrump-
fen der Regionen nicht angemessen reflektiert. 
Die Festlegung von Mindeststandards, aber auch 
punktuelle Modellprojekte werden diesen Ent-
wicklungen nicht gerecht. Was wir künftig brau-
chen, um den Anspruch gleichwertiger Lebens-
verhältnisse neu umsetzen zu können, ist ein 
starkes rechtliches Instrumentarium. Deshalb 
geht dieses Kapitel abschließend auf den verfas-
sungsrechtlichen Rahmen ein: die strukturieren-
de Bedeutung der Grundrechte und Verfassungs-
güter für die (regionale) Daseinsvorsorge.

2.1 Begriffsbestimmung

In Deutschland wird die Entfaltung des Leistungs-
staates von der Entwicklung des sozialpolitischen 
Konzepts der Daseinsvorsorge begleitet. Dieses 
Konzept geht auf Ernst Forsthoff zurück. So erklärt 
Forsthoff in seiner Monografie „Die Verwaltung 
als Leistungsträger“ von 1938 die liberalen und 
partizipativen Infrastrukturkonzepte des 19. Jahr-
hunderts für politisch wie rechtlich obsolet und 
bringt stattdessen die staatliche Zentralisierung 

von Verkehrs-, Versorgungs-, Gesundheits-, Post-, 
Telephonie- und Bildungsstrukturen auf den 
existentialistischen Begriff der „Daseinsvorsorge“ 
(Forsthoff 1938: 1ff.). In dieser frühen Fassung ist 
der nationalsozialistische Kontext, in dem Forst-
hoff sein institutionelles Konzept von „Daseins-
vorsorge“ entwickelte, deutlich spürbar: Die libe-
ralen Grundrechte gehörten – so Forsthoff – der 
Vergangenheit an und würden durch die Teilhabe 
an der Daseinsvorsorge ersetzt. Nach dem Ende 
des Nationalsozialismus entwickelte Forsthoff die 
Daseinsvorsorge dann zu einem umfassenden so-
zialpolitischen Legitimationskonzept des moder-
nen Wohlfahrtsstaates, das alle sozialen und wirt-
schaftlichen Leistungen der Industriegesellschaft 
an ihre Bürger_innen umfassen sollte (Forsthoff 
1971; hierzu Kersten 2005: 557ff.; Meinel 2011: 
154ff.). An dieses allumfassende Verständnis leis-
tungsstaatlicher Daseinsvorsorge lässt sich heute 
nicht mehr anknüpfen: Es bewegt sich zu sehr im 
Spannungsverhältnis von „sozialpsychologischer 
Begründung und staatsfixierter Herrschaftslegiti-
mation“ (Kersten et al. 2012: 49). Es gibt keine 
Auskunft über die Quantität und die Qualität 
staatlicher Daseinsvorsorgeleistung. Es kann sich 
keine private Erbringung von Daseinsvorsorge 
vorstellen, für die der Staat „nur“ eine regulie
rende Gewährleistungsfunktion übernimmt. Und 
es räumt aktiven Bürger_innen sowie der Zivil
gesellschaft keine sozialpolitische Rolle oder gar 
Voice in der Gestaltung ihrer eigenen Daseins
vorsorge ein. Damit geht dieses überkommene 
Verständnis von Daseinsvorsorge an der gesell-
schaftlichen und staatlichen Realität von heute 
vorbei. Gerade die aktuelle Diskussion über die 
Aufnahme der flächendeckenden Breitbandver-
sorgung oder die wohnortnahe Grundversorgung 
in den Kanon der infrastrukturellen Daseinsvor-
sorge verdeutlicht, dass die Bestimmung einer 
Leistung als Daseinsvorsorgeleistung nicht per se 
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möglich ist, sondern politischen Aushandlungs-
prozessen unterliegt. 

Mit seiner sozialpolitischen Suggestionskraft 
hat das Konzept der Daseinsvorsorge die Staats-
aufgabendiskurse der Nachkriegsjahrzehnte bis 
in die Politik der Europäischen Gemeinschaften 
geprägt (Kersten 2005: 565ff.). Doch selbst als der 
moderner anmutende Begriff der Infrastruktur 
zunehmend an Bedeutung gewinnt, wird deshalb 
nicht die konzeptionelle Kopplung von sozialer 
Vorsorge und Teilhabe aufgegeben, die schon einen 
der Grundpfeiler des Konzepts der Daseinsvorsor-
ge bildet. Vielmehr verbindet sich seit den 1950er 
Jahren der Gedanke der Daseinsvorsorge bzw. der 
Infrastrukturen mit dem politischen Willen, 
gleichwertige bzw. einheitliche Lebensverhältnis-
se zu schaffen (Art. 72 Abs. 2, Art. 106 Abs. 4 Satz 3 
Nr. 2 GG), und erweitert so den sozialen Teilhabe-
gedanken um eine föderale räumliche Dimen
sion. Teilhabemöglichkeiten dienen nun nicht 
mehr allein dem sozialen Ausgleich zwischen Ge-
sellschaftsschichten, sondern sollen es auch 
Menschen in benachteiligten Regionen ermögli-
chen, über einen flächendeckenden Ausbau der 
Daseinsvorsorgestrukturen an Errungenschaften 
der modernen, urbanen Wohlfahrts- und Kon-
sumgesellschaft teilnehmen zu können. Die sozi-
alen und territorialen Partizipationsversprechen 
der Nachkriegszeit manifestierten sich in allen 
Lebensbereichen – im Anschluss des letzten Hau-
ses an die Abwasserkanalisation, in Gymnasien 
im ländlichen Raum, Schwimmbädern, Veran-
staltungshallen und Gemeindehäusern selbst in 
ländlichen Teilorten, Tennisplätzen für alle. Mit-
hin wirkte der Ausbau des bundesrepublikani-
schen Wohlfahrtsstaates auf zwei Ebenen sozial 
und territorial angleichend: einerseits über die 
Teilhabe breiter Bevölkerungsschichten an Bildung, 
Gesundheit und sozialen Sicherungssystemen, an-
derseits territorial über die Herstellung gleicher, 
später dann gleichwertiger Lebensverhältnisse (vgl. 
Abschnitt 2.4.2.1). Maßstab für die Bestimmung, 
der durch das Leitbild geforderten Gleichwertig-
keit, ist der „gesellschaftlich akzeptierte Standard“, 
wobei „Ausgleich“ in der bis dato gängigen In
terpretation stets als Angleichung nach „oben“ – 
also an ein hohes wohlfahrtsstaatliches Niveau – 
verstanden wird (BMVBW 2005: 22).

Hier hat sich in den vergangenen 15 bis 20 
Jahren ein grundlegender Paradigmenwandel 
vollzogen: Nicht mehr das Maximalangebot, son-
dern das Mindestangebot an Infrastrukturausstat-
tung und öffentlichen Dienstleistungen steht 
nun auf dem politischen Programm. Denn ledig-
lich „die Schaffung vergleichbar gut ausgestatte-
ter Regionen bzw. die schrittweise Annäherung 
an solche, dient der Sicherung eines wohlfahrts-
staatlich definierten Mindestniveaus gleichwer
tiger Lebensbedingungen“ (BMVI 2014: 4). Folge-
richtig wird im neuen Raumordnungsbericht 
(2012: 31) Daseinsvorsorge als „die öffentliche Ge-
währleistung eines Angebots ausgewählter, vom 
Gesetzgeber als lebensnotwendig eingestufter 
Güter und Dienstleistungen“ definiert. Die Ver-
sorgung mit technischen Dienstleistungen wie 
Energie, Wasser, Abfallentsorgung, Telekommu-
nikation wird ebenso dazu gezählt wie soziale 
Dienstleistungen – etwa Bildung, Gesundheit 
oder Kultur (vgl. Abbildung 1). Die Güter und 
Dienstleistungen sollen „in einer akzeptablen 
Mindestqualität, zu sozialverträglichen Preisen 
und flächendeckend in befriedigender Zugäng-
lichkeit (Erreichbarkeit) angeboten werden“. Er-
gänzend wird unter „regionaler Daseinsvorsorge“ 
die „flächendeckende Versorgung mit als lebens-
notwendig eingestuften Gütern und Dienstleis-
tungen in einem regionalen Versorgungsraum 
(d. h. in einem interkommunalen Kooperations-
raum, einem Landkreis oder einer Planungsre
gion)“ (BMVI 2014: 4) verstanden.

Auch wenn Daseinsvorsorge – vor allem be-
grifflich – eine deutsche Besonderheit ist, sind in 
fast allen Industriestaaten ähnliche Infrastruktur-
konzepte vorzufinden. In den USA und Austra
lien werden öffentlich bereitgestellte Dienstleis-
tungen wie beispielsweise Energie oder Wasser-
ver- und -entsorgung „universal service (obliga-
tions)“ genannt. In Großbritannien spricht man 
vom „public service“ beziehungsweise „services 
of general economic interest“, während in Frank-
reich vom „service public“ oder „service d’intérêt 
géneral“ die Rede ist. Auf der Ebene der Europä
ischen Union wird der Bezeichnung „Dienstleis-
tungen von allgemeinem Interesse“ und „Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaftlichen In-
teresse“ (Art. 14, Art. 106 AEUV, Art. 36 CGREU) 
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der Vorzug vor dem Begriff der Daseinsvorsorge 
gegeben. Unterscheidungsmerkmal zwischen bei-
den ist der Tatbestand, ob es sich um eine wirt-
schaftliche oder eine nicht wirtschaftliche Tätig-
keit handelt. Die „Dienstleistungen im allgemei-
nen wirtschaftliche Interesse“ umfassen alle wirt-
schaftlichen Tätigkeiten, die von Mitgliedstaaten 
oder der EU selbst mit besonderer Gemeinwohl-
verpflichtung und im Interesse der Allgemeinheit 
erbracht werden. Hierzu zählen vor allem der 
Energiesektor, das Verkehrswesen, die Post und 
die Telekommunikation. Die rechtliche Ausge-
staltung, die Praxis öffentlicher Unternehmen so-
wie die Erbringung solcher Dienstleistungen, die 
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sind, 
dürfen dem europäischen Wettbewerbsrecht 
nicht widersprechen (Art. 106 AEUV).

2.2 Indikatoren regionaler Differenzierung

Regionale Lebensverhältnisse lassen sich nicht 
allein auf ein Merkmal wie Arbeitsplatzdichte 
oder Bevölkerungszahl reduzieren. Sie sind die 
Summe unterschiedlicher Teilaspekte, zu denen 
neben der wirtschaftlichen Situation, die demo-
grafische Zusammensetzung, der Arbeitsmarkt, 
die Verteilung des Wohlstandes, die Infrastruk-
turausstattung und die Wohnungsmarktverhält-
nisse gehören. Jede dieser Einzeldimensionen be-

stimmt auf ganz eigene Weise die Lebensverhält-
nisse vor Ort. Dabei geht es nicht um kulturelle 
Unterschiede, die etwa Ausdruck unterschiedli-
cher Lebensführungsmodelle oder Traditionen 
sind. Entscheidend ist, dass die einzelnen Dimen-
sionen geeignet sind, die Lebensverhältnisse 
positiv oder negativ zu beeinflussen, und damit 
soziale und territoriale Ungleichheit zum Aus-
druck bringen (Neu 2006). Besonders gut lässt 
sich dies an den infrastrukturellen Daseinsvorsor-
geleistungen zeigen: Sie sind einerseits Vorleis-
tungen für eine prosperierende Wirtschaft (Stra-
ßen, Bildung der Arbeitskräfte). Andererseits pro-
duzieren sie in erheblichem Maße Lebensqualität 
(wohnortnahe Grundversorgung, Kultur) und 
sorgen für die soziale Integration. Fehlt es an die-
sen Angeboten und Leistungen wie medizini-
scher Versorgung, Schulen oder Freizeiteinrich-
tungen, verschlechtern sich nicht selten die Zu-
gangschancen zu erstrebenswerten Gütern wie 
Gesundheit oder Bildung und die Teilhabe
chancen am gesellschaftlichen Leben. Abgebildet 
wird die Daseinsvorsorge beispielsweise im 
Raumordnungsbericht 2011 des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) über 
das Indikatorenpaket mit den Einzeldimensio-
nen Einwohnerdichte, Pkw-Reisezeit, soziale 
Infrastruktur und technische Infrastruktur (vgl. 
Abbildung 2).

Abbildung 1:

Aufgabenfelder öffentlicher Daseinsvorsorge in Deutschland

Technische Dienstleistungen Soziale Dienstleistungen

Verkehrsinfrastruktur Kulturelle Versorgung

Verkehrsdienste (Schultransport, ÖPNV) Schule, Bildungswesen

Kommunikationsdienstleistungen Kinderbetreuung

Energieversorgung Gesundheitswesen und Altenpflege

Wasserwirtschaft, Ver- und Entsorgung Finanz- und Versicherungsdienstleistungen

Abfallwirtschaft Katastrophenschutz, Feuerwehr, Rettungswesen

Deichbau Öffentliche Sicherheit

Wohnungswirtschaft, sozialer Wohnungsbau Sportstätten, Friedhöfe

Quelle: Nach Einig 2008: 18.



Friedrich-Ebert-Stiftung

10

WISO
Diskurs

Abbildung 2:

Dimensionen regionaler Lebensverhältnisse

Quelle: BBSR 2012: 17.

Indikatoren für die Einzeldimensionen
regionaler Lebensverhältnisse

•	Bevölkerungsentwicklung (in %)

•	Lebenserwartung der Männer (in Jahren)

•	Über 75-Jährige (in % der Gesamtbevölkerung)

•	Unter 15-Jährige (in % der Gesamtbevölkerung)

Demografie

Wirtschaft

•	BIP (je Erwerbstätige)

•	Beschäftigte in wissensintensiven Dienstleistungen (in %)

•	FuE-Personal (je 1.000 Erwerbstätige)

Wohnungsmarkt •	Hauspreis-Einkommensrelation für Standard-Einfamilienhäuser

Arbeitsmarkt

•	Arbeitslosenquote (in %)

•	Pendeldistanzen (vom Wohn- zum Arbeitsort in Minuten)

•	Erwerbstätigenbesatz (Erwerbstätige am Arbeitsort in 
	 Relation zur Einwohnerzahl zwischen 15 bis unter 65 Jahren)

•	Ausbildungsplatzquote (Relation von Ausbildungsplätzen und Bewerbern)

Wohlstand

•	Schuldenquote von Privatpersonen (in %)

•	Unter 15-Jährige, die in Bedarfsgemeinschaften leben (in %)

•	Verfügbares Pro-Kopf-Einkommen (in Euro)

Infrastruktur

•	Einwohnerdichte (Einwohner je km²)

•	Pkw-Reisezeit zu Ober- und Mittelzentren (in Minuten)

•	Soziale Infrastruktur

		  -	Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesstätten (in %)

		  -	Ärzte-Einwohner-Relation (Ärzte je 100.000 Einwohner)

		  -	Betten für stationäre Pflege (je Einwohner über 65 Jahren)

		  -	Grundschulnetzdichte (Grundschulen je km²)

•	Technische Infrastruktur

		  -	Erreichbarkeit von Autobahnen, IC/ICE-Anschlüssen, 
			   Flughäfen (Pkw-Reisezeit in Minuten)

		  -	Breitbandversorgung (in % der Haushalte)
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Um Abweichungen vom (bundesdeutschen) 
Durchschnitt zu ermitteln und, falls nötig, ent-
sprechende Handlungsoptionen zu formulieren, 
ist das Ziel einer Indikatorenbildung, unter-
schiedliche Entwicklungs- und Raumtypen zu 
identifizieren und zu definieren. Die laufende 
Raumbeobachtung des BBSR bietet hier kontinu-
ierlich Daten, beispielsweise zu Einwohnerdichte 
oder siedlungsstrukturellen Raumtypen – die Ein-
ordnung erfolgt in Großstädte, städtische Kreise, 
ländliche Kreise und dünn besiedelte ländliche 
Kreise nach Einwohnerdichte (BBSR 2014). 

ländlicher Räume gelegt, da hier der Entwick-
lungsdruck und die Gestaltungsherausforderun-
gen besonders hoch erscheinen. Verschiedene 
Studien, vor allem aus dem Umfeld des BBSR und 
des Thünen-Instituts in Braunschweig (Martezke 
2012; Küppers et al. 2013; Margarian/Küppers 
2011), haben in der jüngsten Vergangenheit me-
thodische Arbeiten zur Abgrenzung strukturschwa-
cher (ländlicher) Räume vorgelegt. Besonderes Ge-
wicht erhalten hier die Indikatoren Bevölkerungs-
entwicklung (Alterung, Schrumpfung), Einwohner-
dichte, Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur, Leistungs- 
fähigkeit des Arbeitsmarktes und die Erreichbarkeit 
von Zentren. So verstärken sich in strukturschwa-
chen, schrumpfenden ländlichen Räumen dünne 
Besiedlung, langfristiger Bevölkerungsrückgang, 
schnelle Alterung wechselseitig mit ökonomi-
scher Strukturkrise, hoher Langzeitarbeitslosig-
keit und peripherer Lage. Fehlt es an Arbeitsplät-
zen, ziehen die Menschen fort, in der Folge ver-
fallen Miet- und Bodenpreise, werden Infrastruk-
turen unterausgelastet, öffentlichen Haushalten 
fehlt es an Einnahmen und zugleich Gestaltungs-
möglichkeiten für kommunale Investitionen. Mit 
dem Wegzug und der Abwanderung insbesondere 
jüngerer, motivierter und gut qualifizierter Bevöl-
kerungsgruppen verändern sich zudem soziale 
Milieus vor Ort. Eine Mentalität des Zurückblei-
bens tritt an die Stelle aktiver Trägerschaft und 
Engagementbereitschaft. Die soziale und wirt-
schaftliche Zukunft ist andernorts. Regionen, die 
mit einer solchen Entwicklungsdynamik kon-
frontiert sind, werden somit stetig unattraktiver 
für Zuzugswillige. Die Abwärtsspirale aus Arbeits-
losigkeit, Abwanderung und Alterung dreht sich 
scheinbar unaufhaltsam. 

Wie wirken die einzelnen Teildimensionen 
denn nun im Hinblick auf die regionalen Lebens-
verhältnisse zusammen? Im Ergebnis zeigt der 
Raumordnungsbericht (BBSR 2012: Kapitel 2), 
dass im Bundesgebiet noch immer von weitge-
hend einheitlichen – gemessen am Bundesdurch-
schnitt einzelner Teilindizes wie Wohnungs-
markt, Infrastruktur, Wirtschaft, Wohlstand (vgl. 
Abbildung 3) – Lebensverhältnissen ausgegangen 
werden kann. In Westdeutschland finden sich 
kaum sehr stark unterdurchschnittliche Lebens-
verhältnisse. Allerdings sind in Ostdeutschland 
21 Kreise davon betroffen. Eine Konzentration 

Quelle: (BBSR 2104).

Siedlungsstrukturelle Kreistypen

1.	 Kreisfreie Großstädte: Kreisfreie Städte mit 
mind. 100.000 Einwohnern;

2.	 Städtische Kreise: Kreise mit einem Bevölke-
rungsanteil in Groß- und Mittelstädten von 
mind. 50 Prozent und einer Einwohner
dichte von mind. 150  E./km²; sowie Kreise 
mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- und 
Mittelstädte von mind. 150  E./km²;

3.	 Ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen: 
Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in 
Groß- und Mittelstädten von mind. 50 Pro-
zent, aber einer Einwohnerdichte unter  
150  E./km², sowie Kreise mit einem Bevöl-
kerungsanteil in Groß- und Mittelstädten 
unter 50 Prozent mit einer Einwohnerdich-
te ohne Groß- und Mittelstädte von mind. 
100 E./km²;

4.	 Dünn besiedelte ländliche Kreise: Kreise mit 
einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mit-
telstädten unter 50 Prozent und Einwohner-
dichte ohne Groß- und Mittelstädte unter 
100 E./km². 

Auch die Bertelsmann-Stiftung (2014) hat im Rah-
men ihres Programmes „wegweiser-kommune“ 
auf der Basis der Indikatoren Demografie, Woh-
nen, Wirtschaft/Arbeitsmarkt, soziale Lage, Inte
gration, Finanzen und Bildung neun unterschied-
liche Demografietypen in Deutschland ermittelt. 
Besonderes Augenmerk wird gegenwärtig jedoch 
vor allem auf die Abgrenzung strukturschwacher 



Friedrich-Ebert-Stiftung

12

WISO
Diskurs

dieser ungünstigen Teilraumsituation zeigt sich 
vor allem im Nordosten. In weiten Teilen Meck-
lenburg-Vorpommerns, Brandenburgs und Sach-
sen-Anhalts herrschen unterdurchschnittliche 
Lebensverhältnisse vor. Weniger dramatische, 
dennoch ungünstige Lebensbedingungen finden 
sich in Westdeutschland im Ruhrgebiet (Gelsen-
kirchen, Dortmund) und im Nordwesten (Bre-
merhaven), in der Westpfalz (Pirmasens/Kaisers-
lautern) sowie in Lüchow-Dannenberg. In Ost-
deutschland werden von den Kernstädten 17 
Prozent der Kategorie „stark ungleichwertig“ zu-
geordnet. Im ländlichen Umland sind es 14 Pro-
zent der Kommunen und im ländlichen Raum 
gar 26 Prozent. Am anderen Ende der Skala der 
überdurchschnittlichen Lebensverhältnisse ste-
hen – wie zu erwarten – die Regionen des Südwes-
tens mit ihren positiven Arbeitsmarkt- und Be-
völkerungsentwicklungen sowie steigenden Löh-
nen und Mieten. Keine ostdeutsche Kommune ist 
hier vertreten.

2.3 Umgang mit den Herausforderungen 

Die Ergebnisse des Raumordnungsberichts 2011 
offenbaren, dass in einigen Teilräumen ungleich-
wertige Lebensbedingungen vorliegen, die für  
die betroffenen Bewohner_innen mit schlechter 
Erreichbarkeit von wohnortnaher Grundversor-
gung oder fachärztlicher Versorgung einherge-
hen. Zudem belegen Bevölkerungsprognosen, 
dass die niedrigen Geburtenzahlen, die schnelle 
Alterung und der bereits eingetretene oder erwar-
tete Arbeitskräftemangel die Lage vor allem der 
peripheren Räume weiter verschlechtern werden. 
Der Druck auf die Infrastrukturauslastung und 
-erhaltung wird umso stärker wachsen, je mehr 
die Bevölkerungsdichte sinkt. Die Folge werden 
erneute Rückbaumaßnahmen sein, die die Le-
bensqualität vor Ort wiederum reduzieren.

Die drängende Frage bleibt: Wie werden sozi-
ale Teilhabe und räumliche Integration, die bis-
her maßgeblich über die flächendeckende Bereit-
stellung von Infrastrukturen gelenkt worden 
sind, zukünftig in einem zunehmend regional 
differenzierten Staat gewährleistet? Hinzu kommt 
die Frage nach der akteursbezogenen Verantwor-

tung für öffentliche Dienstleistungen. Denn Ver-
antwortung ist nicht nur ein abstraktes ordnungs-
politisches Prinzip, sondern bedarf auch der Ver-
antwortungsträger_innen, die sich in ihrem Han-
deln der jeweiligen kommunalen oder regionalen 
Situation anpassen müssen oder sich in besonde-
rer Weise durch sie herausgefordert sehen (vgl. 
Vogel 2014). 

Die Debatte über die zukünftige Gestaltung 
der Daseinsvorsorge und der Umgang mit (un)-
gleichwertigen Lebensverhältnissen folgt bislang 
zwei Szenarien, die sowohl auf der Ebene der In
stitutionen, aber auch auf der Ebene der Akteur_
innen Folgen haben:

(1) Wir fahren die Ansprüche zurück (Mindest-
standards, gleichwertig ist nicht mehr gleich, 
Vielfalt statt Gleichwertigkeit).
(2) Wir gehen neue Wege (Flexibilisierung von 
Angeboten, Standardöffnungsklauseln, Neujus-
tierung).

2.3.1 „Wir fahren die Ansprüche zurück“

Weniger Bürger + weniger Geld = weniger Infra-
struktur – für viele Gemeinden ist diese Glei-
chung längst bittere Realität geworden. Umbau, 
Rückbau, Schließung bestimmen vielerorts die 
kommunale Infrastrukturplanung. Diese Ent-
wicklung lenkt die Aufmerksamkeit unmittelbar 
auf die Frage nach der Grund- und Mindestversor-
gung mit infrastrukturellen Gütern und Dienst-
leistungen sowie nach der Möglichkeit, regionale 
Standards anzupassen. Die gesetzlich gesicherte 
Grundversorgung findet ihren Niederschlag in den 
Post- und Telekommunikationsgesetzen, die an-
gemessene, ausreichende und flächendeckende 
Dienstleistungen gewährleisten (vgl. dazu die 
Diskussion im Abschnitt 2.4.2.3). Von dieser Mi-
nimalversion ist allerdings das „landläufige“ Ver-
ständnis von infrastruktureller Grundversorgung 
zu unterscheiden, das neben Post und Telekom-
munikation besonders die Energie, Wasserver- 
und -entsorgung sowie Abfallentsorgung einbe-
zieht. Empirische Untersuchungen (dimap 2008; 
Neu et al. 2007) geben zudem Hinweise darauf, 
dass diese Grundversorgung nach wie vor deutlich 
in kommunalen Händen gesehen wird. Die Min-
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Abbildung 3:

Über- und unterdurchschnittliche Lebensverhältnisse

Quelle: BBSR 2012: 26.
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Häufigkeiten
2011 2121

sehr stark überdurchschnittlich (mind. 4 Indices stark überdurchschnittlich)

stark überdurchschnittlich (3 Indices stark überdurchschnittlich + max. 2 Indices stark unterdurchschnittlich)

ausgeglichene Lebensverhältnisse

stark unterdurchschnittlich (3 Indices stark unterdurchschnittlich + max. 2 Indices stark überdurchschnittlich)

sehr stark unterdurchschnittlich (mind. 4 Indices stark unterdurchschnittlich)

Die Größe der Gebiete im Kartogramm (rechts) verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl.

Die Typisierung setzt sich zusammen aus den einzelnen Teilindizes:
• Wirtschaft
• Arbeitsmarkt
• Demografie
• Wohlstand
• Infrastruktur
• Wohnungsmarkt

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR.

Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2009.
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destausstattung mit infrastrukturellen Daseins-
vorsorgeleistungen geht mithin über eine Grund-
versorgung hinaus, ohne dass bisher eine hinrei-
chende Diskussion darüber geführt würde, wie 
diese Mindestausstattung bzw. die Mindeststan-
dards in den einzelnen Bereichen auszusehen 
hätten und für welche Bereiche sie zu definieren 
wären. Eine baldige politische Einigung ist hier 
allerdings auch nicht zu erwarten. Denn auf 
Grund der föderalen Struktur herrschen je nach 
Bundesland äußerst unterschiedliche Standards 
in den einzelnen Infrastrukturbereichen. Bei-
spielsweise geben nicht alle Länder Mindest- oder 
Maximalzahlen an Schüler_innen vor. Teilweise 
werden sie durch Soll- und Orientierungswerte 
ergänzt, manchmal nach Jahrgangsstufen diffe-
renziert. Thüringen etwa geht einen ganz ande-
ren Weg: Hier wird keine Klassengröße vorgege-
ben, sondern die Schule erhält einen Lehrerpool 
und entscheidet selbst über die Klassenstärke 
(BMVBS 2010: 6). Vergleichbare Varianzen finden 
sich auch im Hinblick auf die Schulerreichbar-
keit. Manche Länder schreiben eine Schule je Ge-
meinde vor, andere regeln bildungsbezogene Ver-
teilungsfragen über Schuleinzugsgebiete. Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen 
hingegen geben maximale Fahrzeiten für die Kin-
der mit dem ÖPNV vor. Die Aufzählung ließe sich 
beliebig für Sportstätten, Kinderbetreuung, Ka
tastrophenschutz und vieles mehr fortsetzen. 
Ebenso finden sich je nach Bundesland ganz un-
terschiedlich umfangreiche Ausstattungskataloge 
und Erreichbarkeitsmaße für die zentralen Orte. 
Die Festsetzung des Ausstattungskatalogs sollte 
allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass – 
in Ostdeutschland – die mittelzentrale Ausstat-
tung hinter den vorgesehenen öffentlichen 
Dienstleistungen zurückbleibt (Einig 2008: 28f.). 
Dies verdeutlicht, dass in Zukunft die Tragfähig-
keit und das tatsächliche Angebot infolge ab
nehmender Bevölkerungszahlen in einzelnen 
Teilbereichen weiterhin unterschritten werden 
wird. Unmittelbar führt das zur Frage der regiona-
len Mindeststandards. Denn wie weit können Bus-
linien noch ausgedünnt und Schüler_innen ge-
fahren, wie viele Schwimmbäder noch geschlos-
sen werden? Wie viele Straffungsmaßnahmen 

braucht das Zentrale- Orte-System noch? Wie we-
nig darf’s denn sein? 

Auf Ebene der EU ist die Frage der regionalen 
Daseinsvorsorge angesichts der Vielzahl sehr un-
terschiedlicher Teilräume umso virulenter. Eine 
ausführliche Untersuchung zu den Standards der 
Daseinsvorsorge bietet hier das EU-Projekt DART 
(Declining, Ageing and Regional Transformation) 
und, wie nicht anders zu erwarten, finden sich in 
der EU die unterschiedlichsten Ausstattungsstan-
dards. Im Ergebnis fordern die DART-Forscher_
innen daher regional angepasste Standards, die 
auf die Bedürfnisse der unterschiedlichen Regio-
nen Bezug nehmen. Standards, die beispielsweise 
in alternden, schrumpfenden und verödenden 
Räumen Verwendung finden sollten, sind Ver-
kaufsstellendichte, Energieversorgung, Organisa-
tion öffentlicher Dienstleistungen, Kulturförde-
rung, Post, Telekommunikation, Medien, Erreich-
barkeit; ÖPNV, Entsorgung und Wohnbedingun-
gen (DART/IFAD 2012: 180).

Bezogen auf die Situation in Deutschland 
pendelt die gegenwärtige Fachdiskussion in Poli-
tik und Raumwissenschaften zwischen der Defi-
nition von einerseits regional differenzierten an-
dererseits deutschlandweit einheitlichen (Min-
dest-)Standards, die dann auch zur Bewertung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse herangezogen 
werden können – zurzeit ist der Bewertungsmaß-
stab der bundesrepublikanische Durchschnitt. 
Allerdings wird eine Festlegung auf einheitlich 
definierte (Mindest-)Standards bisher von Bun-
des- wie Landesraumordnungen abgelehnt (BBSR 
2012: 16) und ist politisch wohl auch kaum 
durchsetzbar. Regional differenzierte Mindest-
standards hingegen sollen helfen, die Auszeh-
rung der Infrastruktur in Schrumpfungsregionen 
nicht ungebremst fortlaufen zu lassen. Der Dis-
kurs um solche regionalen Mindeststandards er-
weist sich insbesondere dann als hilfreich, wenn 
er die Frage aufwirft, wie groß die Abweichungen 
der öffentlichen Dienstleistungen in einzelnen 
Teilräumen vom Bundesdurchschnitt sein dürfen 
und welches Maß der Ungleichwertigkeit gesell-
schaftlich (noch) akzeptabel ist. Denn zu fragen 
ist eben auch, ob hier Vielfalt tatsächlich Gleich-
wertigkeit ersetzen sollte?
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Die Festlegung der Elemente der Grundver-
sorgung oder räumlich differenzierten Standards 
(bspw. Mindestmengen, Erreichbarkeiten) ist je-
doch keine sozialwissenschaftliche, sondern vor 
allem eine gesellschaftliche Aufgabe, die deshalb 
auch öffentlich zu diskutieren und politisch zu 
legitimieren ist: Gehört Breitband zur Grund
versorgung? Wie „schnell“ soll oder wie „teuer“ 
darf das Internet sein? Wie groß oder klein darf 
eine Schulklasse sein? Wie lang darf der Schul-
weg sein? Welche Trinkwasserqualität leisten wir 
uns? Wie lange kann ein öffentliches Schwimm-
bad geschlossen bleiben und welche Anfahrts
wege sind zumutbar? Was ist die angemessene 
Wartezeit auf einen Facharzttermin? Werden die 
Bedarfe und Bedürfnisse der zukünftigen Genera-
tionen beachtet? Alle diese Fragen zielen auf die 
Konsument_innen öffentlicher Dienstleistungen 
und Güter, aber auch auf deren Produzent_innen. 
Die Größe der Schulklasse hat Folgen für die 
Lehrkräfte, die Öffnungszeiten kommunaler Ein-
richtungen betrifft die Lebenssituation der dort 
Beschäftigten, das Vorhandensein digitaler Infra-
strukturen bekommen lokale Mittelständler_
innen zu spüren. 

Regionale Standards sind sinnvoll, wenn sie 
eine bedarfsgerechte Versorgung und akzeptable 
Versorgungsbedingungen erlauben, die den Men-
schen eine „gleichwertige“ – nicht gleiche oder 
einheitliche – Lebensqualität sowie Handlungs-
spielräume zur Selbstorganisation bieten und 
nicht allein Ausdruck von Sparzwängen und 
Rückbau sind.

Die Debatte um die Mindeststandards darf 
allerdings nicht verschleiern, dass die einseitige 
Hinwendung zur Mindestausstattung die zu
künftigen Herausforderungen von gleichzeitigem 
Wachsen und Schrumpfen – das auch in einer Ge-
meinde oder einer Stadt nebeneinander auftritt – 

nicht angemessen reflektiert. Im Rahmen der De-
batte um die Zukunft der Daseinsvorsorge muss 
deshalb markanter als bisher und deutlich wahr-
nehmbar die Frage gestellt werden, inwieweit 
Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 
positiv auf die Qualität des wirtschaftlichen, sozia-
len und territorialen Zusammenhaltes einwirken.

2.3.2 „Wir gehen neue Wege“

Die Tatsache, dass trotz ungeheurer Investitionen 
in Infrastruktur und Arbeitsmarkt mehr und 
mehr Teilräume von den allgemeinen wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklungen abgekoppelt 
werden, hat auch zu einem Umdenken in der 
Daseinsvorsorgegestaltung geführt. Es geht nicht 
alleine um das Akzeptieren des scheinbar Unver-
meidlichen. Flexibilisierung der Dienstleistungs-
angebote, innovative und bedarfsgerechte An
gebote schaffen, Kooperationen bilden und Bür-
ger_innen stärker einbinden – das sind die Schlag-
worte, die den neuen Umgang mit Schrumpfung 
beschreiben (Kersten et al. 2012a: 78ff.). Vielfältige 
Modellprojekte sind bisher ins Leben gerufen 
und durchgeführt worden. Sie reichen von Bür-
gerbusmodellen, über multifunktionale Dorf- 
oder Quartiersläden bis hin zu Energieversor-
gungskonzepten. Auch die rechtlichen Rahmen-
bedingungen, die vielfach innovative Umsetzun-
gen kreativer Ideen verhindern, werden bereits 
Prüfungen unterzogen und Standardöffnungs-
klauseln eingeführt (IFS 2014).3 So bekennt sich 
das „Handlungskonzept zur Sicherung der pri
vaten und öffentlichen Infrastruktur in vom de-
mographischen Wandel besonders betroffenen 
ländlichen Räumen“ (Beauftragter der Bundesre-
gierung für die neuen Länder 2011: IV) klar zu Fle-
xibilisierung, Öffnung und Innovation, um Lösun-
gen zur zukünftigen Daseinsvorsorge zu finden:

3	 Standardöffnungsklauseln sollen den Kommunen eine weitergehende Möglichkeit geben, von vorgegebenen Standards der Aufgabenerfül-
lung abzuweichen. Allerdings gilt dies nur für Vorschriften, für die die Landesgesetzgebung auch die Kompetenz besitzt. Auf Landes
ebene wird in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Rheinland-Pfalz bereits mit Standardöffnungsgesetzen bzw. Standarder
probungsgesetzen gearbeitet. Allerdings dürfen die Ergebnisse der durch die Standardöffnungsgesetze ermöglichten Versuche zum Büro-
kratieabbau nicht überschätzt werden: Mindestabstandregelungen für öffentliche Mülleimer, Reduzierung der Präsenz des Wahlvorstandes, 
Befreiung von Personalstandards nach dem Vermessungs- und Katastergesetz (vgl. Schwarting 2003: 4ff.; StöffG M-V, Landesnorm 
Mecklenburg-Vorpommern, Gesetz zur Öffnung von Standards für kommunale Körperschaften (Standardöffnungsgesetz - StöffG M-V) 
vom 17.9.2000).
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–	 „Öffnungsklauseln für regionales Handeln in 
geeigneten Bereichen der technischen und so-
zialen Infrastruktur zur Stärkung der kommuna-
len Flexibilität und Eigenverantwortlichkeit 
etwa in Form von Standard-Erprobungsgesetzen;

–	 Ausgestaltung für Aufgaben-, Teilhabe-, Mitwir
kungs- und Verantwortungsteilung für bürger-
schaftliches Engagement bei der Sicherung öf-
fentlicher Daseinsvorsorge;

–	 Entwicklung und Erprobung von innovativen 
Handlungsansätzen durch Modellvorhaben als 
bewährtes Instrument zur Gewinnung von Er-
kenntnissen und Erfahrungen auf kommuna-
ler und regionaler Ebene in der Praxis“.

Letztlich läuft alles auf die Frage zu: Wie ist mit 
den zunehmenden Abkopplungsprozessen gan-
zer Räume umzugehen, die offensichtlich aus ei-
gener Kraft nicht mehr auf die Beine kommen? 
Die Festlegung von Mindeststandards und ein 
weiteres Modellprojekt werden diese Frage nicht 
angemessen beantworten können. Wir brauchen 
ein neues Bekenntnis zur territorialen Kohäsion, 
zur integrativen Kraft der Daseinsvorsorge, die 
Teilhabe – nicht nur auf dem Mindestniveau – am 
gesellschaftlichen Leben ermöglicht. (Regionale) 
Daseinsvorsorge ist ein so starker Kohäsionsfak-
tor und Integrationsmotor einer alternden und in 
ihren Teilräumen immer ungleicher werdenden 
Gesellschaft, dass wir zukünftig ein starkes recht-
liches Instrumentarium benötigen, um den An-
spruch gleichwertiger Lebensverhältnisse neu 
umsetzen zu können.

2.4  Verfassungsrechtlicher Rahmen

Die Daseinsvorsorge war ihrem konzeptionellen 
Ursprung nach ein sozialpolitisches Legitima
tionsmodell für den Leistungsstaat (Kersten 2005). 
Erst im Rahmen der Privatisierung von Staatsleis-
tungen in den 1990er Jahren wurde „Daseinsvor-
sorge“ zu einem Rechtsbegriff. So heißt es in § 1 
Abs. 1 des Gesetzes zur Regionalisierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs (RegG): „Die 
Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der 
Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentli-
chen Personennahverkehr ist eine Aufgabe der 
Daseinsvorsorge.“ Darüber hinaus verwendet das 

Raumordnungsrecht den Begriff der Daseinsvor-
sorge, um angesichts der zunehmenden räum
lichen Disparitäten in der Bundesrepublik die 
Grundsätze einer nachhaltigen Infrastrukturent-
wicklung festzuschreiben (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 
und 2 sowie Nr. 3 Satz 1 ROG). Doch „Daseins-
vorsorge“ ist gegenwärtig (noch) kein Begriff des 
Verfassungsrechts. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
das Grundgesetz keine Vorgaben für die Gewähr-
leistung der regionalen Daseinsvorsorge enthalten 
würde – ganz im Gegenteil: Das Grundgesetz setzt 
der politischen Gestaltung der regionalen Daseins-
vorsorge einen verfassungsrechtlichen Rahmen, 
der durch Grundrechte, Verfassungsgüter und Ver-
fassungsprinzipien konturiert wird.

2.4.1 Grundrechte

Die Grundrechte sind in erster Linie Freiheits-
rechte der Bürger_innen, um staatliche Eingriffe 
abzuwehren. Sie begründen aber darüber hinaus 
auch staatliche Schutzpflichten (Voßkuhle/Bum-
ke 2013: 50ff): Der Staat hat die Ausübung von 
Grundrechten zu fördern und zu schützen. Im 
Hinblick auf die Daseinsvorsorge bedeutet dies, 
dass der Staat vor allem Infrastrukturen gewähr-
leisten muss, in denen die Bürger_innen ihre Per-
sönlichkeit frei und gleich entfalten können. In-
sofern bilden Infrastrukturen der Daseinsvorsor-
ge die Voraussetzung für eine effektive Wahrneh-
mung grundrechtlicher Freiheiten (Kersten et al. 
2014: 87): So sind etwa die Mobilität (Art. 2 Abs. 
1 GG), die Gesundheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG), 
die Kommunikation (Art. 5 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1 
GG), die Familie (Art. 6 Abs. 1 GG), die Schule 
und Bildung (Art. 7 Abs. 1, Art. 12 Abs. 1 GG) 
sowie die wirtschaftliche Tätigkeit (Art. 12 Abs. 1, 
Art. 14 Abs. 1 GG) von den Infrastrukturen der 
Daseinsvorsorge abgängig. Ganz in diesem Sinn 
hat beispielsweise das Bundesverfassungsgericht 
in Anknüpfung an das Grundrecht auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
GG) wiederholt betont, dass die Gesundheitsver-
sorgung der Bevölkerung ein wichtiges Gemein-
schaftsgut darstellt (BVerfG 1988: 192; 2001a: 
184; 2001b: 401).

Deshalb ist der Staat verpflichtet, ein funk
tionierendes – das bedeutet flächendeckendes – 
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Gesundheitssystem zu garantieren (BVerfG 2004c: 
1162). Insofern entwickeln die Grundrechte über 
den Schutz jedes/jeder einzelnen Bürger_in hi
naus eine infrastrukturelle Bedeutung für die ge-
samte Gesellschaft. Das kommt beispielsweise 
auch in der Gewährleistung der Schulbildung als 
Teil der Daseinsvorsorge zum Ausdruck: Die staat-
liche Schutzpflicht für die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit von Kindern und Jugendlichen 
(Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) wird in 
einem flächendeckenden Schulsystem realisiert 
(Art. 7 Abs. 1 GG). Dieses dient nicht nur der be-
ruflichen Ausbildung (Art. 12 Abs. 1 GG). Es ver-
folgt auch einen öffentlichen Bildungsauftrag, 
der die individuelle mit einer gemeinschaftsbezo-
genen Persönlichkeitsentwicklung verbindet, um 
auf diese Weise die soziale, politische, wirtschaft-
liche und verfassungsrechtliche Integration der 
Bundesrepublik zu fördern (Bumke 2005: 521). 

An diesem Beispiel wird die verfassungs-
rechtliche Doppelfunktion von Infrastrukturen 
der Daseinsvorsorge besonders deutlich: Sie ge-
währleisten die individuelle und zugleich kollek-
tive Freiheitsentfaltung von Bürger_innen. Zu-
gleich führt dieser Konnex aber zu einer weiteren 
grundrechtlichen Dimension der daseinsvorsor-
genden Infrastrukturen: Alle Bürger_innen haben 
einen Anspruch auf Teilhabe an den Gewährleis-
tungen der Daseinsvorsorge, der durch den allge-
meinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) sowie 
die Diskriminierungsverbote (Art. 3 Abs. 2 und 3 
GG, § 1 AGG) grundrechtlich abgesichert ist.

2.4.2 Verfassungsgüter

Doch nicht nur die Grundrechte, sondern auch 
Verfassungsgüter strukturieren Daseinsvorsorge 
und Infrastrukturgewährleistungen: Das Grund-
gesetz weist die Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse als „föderales Rechtsgut“ aus, das einen 
erheblichen Einfluss auf die Gestaltung der infra-
strukturellen Daseinsvorsorge entfaltet. Darüber 
hinaus wurden – wiederum im Rahmen der Priva-
tisierung von Staatsaufgaben – die Verkehrsbe-
dürfnisse der Bürger_innen sowie das flächende-
ckende Angebot von Post- und Telekommunika-
tionsdienstleistungen als verfassungsrechtliche 
Gemeinwohlbelange im Grundgesetz anerkannt.

2.4.2.1 Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse

Das sektorenübergreifende Leitbild der infra-
strukturellen Daseinsvorsorge des Grundgesetzes 
bildet die Gleichwertigkeit (Art. 72 Abs. 2 GG) 
bzw. die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
(Art. 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 GG). Doch die nor-
mative Steuerungskraft dieses Leitbilds hat sich 
in der Geschichte der Bundesrepublik verfas-
sungsrechtlich verändert (Reichel 2009).

In der ursprünglichen Fassung des Art. 72 
Abs. 2 Nr. 3 GG (1949) sah sich die Ausübung der 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz durch 
den Bund an die Voraussetzung geknüpft, dass 
ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung 
besteht, weil die Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit und insbesondere die Wahrung der 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse über das 
Gebiet eines Landes hinaus sie erfordert. Die Ga-
rantie der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
im Sinn des Art. 72 Abs. 2 Nr. 3 GG (1949) fand 
sodann – und bis heute gültig – Aufnahme in die 
Finanzverfassung (Art. 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 
GG). Das Bundesverfassungsgericht hat vom ers-
ten Band seiner Entscheidungssammlung an in 
ständiger Rechtsprechung dem Bundesgesetzge-
ber ein weites Ermessen bei der Feststellung ein-
geräumt, ob ein Bedürfnis nach einer bundes
einheitlichen Regelung aus Gründen der Einheit-
lichkeit der Lebensverhältnisse besteht (BVerfG 
1952: 272f.). 

Dies kam dem Selbstverständnis der Bundes-
republik als unitarisch geprägtem Wohlfahrts-
staat entgegen. Das Bedürfnis bundeseinheitli-
cher Regelungen aus Gründen der Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse wirkte auf diese Weise 
nicht als eine Kompetenzschranke des Bundes, 
sondern entwickelte sich – ganz im Gegenteil – zu 
einem „Motor der Vereinheitlichung“ (Stern 
1980: 597). Inhaltlich korrelierte dieser Gehalt 
des verfassungsrechtlichen Einheitlichkeitspostu-
lats mit dem tradierten, wohlfahrtsstaatlichen Ver-
ständnis des raumordnerischen Einheitlichkeits- 
bzw. Gleichwertigkeitsgrundsatzes und prägte so 
auch die sozialräumliche Garantie der infrastruktu-
rellen Daseinsvorsorge von den späten 1950er bis 
in die frühen 1970er Jahre (Kersten 2007: 332ff.). 

Als Ausdruck des wirtschaftlichen Wachstums 
der Nachkriegsjahrzehnte setzte diese Planungs-
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philosophie auf eine Politik der Konvergenz und 
damit des Ausgleichs von räumlichen Dispari
täten. Dieser Ausgleich, den die Planungsleitvor-
stellung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnis-
se herbeiführen sollte, bezog sich – ganz dem 
wohlfahrtsstaatlichen Partizipationsversprechen 
dieser Jahrzehnte folgend – auf alle Lebensberei-
che, also Arbeit, Bildung, Freizeit, Gesundheit, 
Kommunikation, Konsum, Kultur, Mobilität und 
soziale Leistungen. Maßstab für die Bestimmung 
der durch das Leitbild geforderten Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse war der gesellschaftlich ak-
zeptierte Standard, wobei Ausgleich stets als eine 
Angleichung nach „oben“ – also an ein hohes 
wohlfahrtsstaatliches Niveau – verstanden wurde.

Doch im Zuge der Verfassungsreform nach 
der deutschen Einheit wurde Art. 72 Abs. 2 GG 
im Jahr 1994 geändert (Gemeinsame Verfassungs-
kommission 1993: 16, 33f.). Die Regelung sieht 
nun vor, dass der Bund die konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz ausüben kann, wenn und 
soweit es die „Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet“ erfordert. Zugleich 
wurde in Art. 93 Abs. 1 Nr. 2a GG klargestellt, 
dass die Kompetenzschranke des Art. 72 Abs. 2 
GG vor dem Bundesverfassungsgericht justiziabel 
sein sollte. 

Das Bundesverfassungsgericht hat auf diese 
Verfassungsnovelle mit der Änderung seiner 
Rechtsprechung zum Gleichwertigkeitsgrundsatz 
reagiert: „Das bundesstaatliche Rechtsgut gleich-
wertiger Lebensverhältnisse ist vielmehr erst 
dann bedroht und der Bund erst dann zum Ein-
greifen ermächtigt, wenn sich die Lebensverhältnis-
se in den Ländern der Bundesrepublik in erheblicher, 
das bundesstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender 
Weise auseinander entwickelt haben oder sich eine 
derartige Entwicklung konkret abzeichnet“ (BVerfG 
2002: 144; 2004d: 253 [Hervorhebung durch die 
Verfasser]; ferner BVerfG 2004a: 174ff., 2004b: 
28ff.; 2005: 245; Einig 2014: 30f.). Das Gericht be-
tont insofern ausdrücklich „die in der bundes
staatlichen Ordnung des Grundgesetzes angelegte 
Bandbreite unterschiedlicher Lebensverhältnisse“ 
(BVerfG 2005: 247f.). 

Deshalb halten die Karlsruher Richter_innen 
eine bundeseinheitliche Regelung zur Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse nur dann 

für gerechtfertigt, wenn die Entwicklung „zu 
einer mit dem Rechtsgut Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse unvereinbaren Benachteili-
gung der Einwohner dieser Länder führt“ (BVerfG 
2005: 245). Voraussetzung einer bundesgesetzli-
chen Regelung sei, „dass vorhersehbare Einbußen 
in den Lebensverhältnissen von den betroffenen 
Ländern durch eigenständige Maßnahmen ent-
weder gar nicht oder nur durch mit den anderen 
Ländern abgestimmten Regelungen bewältigt 
werden können“ (BVerfG 2005: 248).

Überträgt man auch diese neue Rechtspre-
chung auf die Gewährleistung der Daseinsvorsor-
ge und Infrastrukturen, so wird mit dem Begriff 
der „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 
eine flächendeckende Grundversorgung verfas-
sungsrechtlich eingefordert, die den sozialen und 
territorialen Zusammenhalt der Gesellschaft si-
cherstellt (Kersten et al. 2012a: 50ff.). Nur so kann 
der Staat seinem Förder- und Schutzauftrag für die 
Grundrechte aller Bürger_innen gerecht werden, 
der auf die individuelle und kollektive Entfaltung 
von Freiheit zielt.

2.4.2.2 Verkehr

Neben dem übergreifenden föderalen Rechtsgut 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse weist 
das Grundgesetz in seinem Art. 87e Abs. 4 Satz 1 
die Verkehrsbedürfnisse als einen verfassungs-
rechtlich anerkannten Gemeinwohlbelang aus: 
Der Bund gewährleistet, dass dem Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere den Verkehrsbedürf-
nissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienen
netzes der Eisenbahnen des Bundes sowie bei de-
ren Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz, 
soweit diese nicht den Schienenpersonennahver-
kehr betreffen, Rechnung getragen wird.

Zwar konturiert Art. 87e Abs. 4 Satz 1 GG die 
Verkehrsbedürfnisse als Gemeinwohlbelang im 
eisenbahnrechtlichen Kontext und – noch spezi-
fischer – allein für die Eisenbahnen des Bundes 
(Mangoldt et al. 2010: 358f.). Doch der Bedeu-
tungsgehalt der Regelung geht weit über die Ei-
senbahninfrastruktur des Bundes hinaus. Das ist 
zum einen der Fall, weil die Mobilitätsbedürfnisse 
der Bürger_innen in anderen Verkehrsinfrastruk-
turbereichen nicht weniger ein öffentliches Inte-
resse darstellen können, und zum anderen, weil 
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gerade im Verkehrsbereich die unterschiedlichen 
Mobilitätsformen voneinander abhängig und des-
halb nicht trennscharf voneinander abgrenzbar 
sind. Aus diesem Grund wird der Gemeinwohlbe-
zug der Infrastrukturgewährleistung des Art. 87e 
Abs. 4 Satz 1 GG zu Recht als eine Konkretisierung 
des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG) einge-
ordnet (Jarass/Pieroth 2014: 949). Dies spricht 
ebenfalls für die Verallgemeinerbarkeit der Ver-
kehrsbedürfnisse als Allgemeinwohlbelang zur 
Steuerung der infrastrukturgebundenen Daseins-
vorsorge gerade auch im regionalen Bereich.

Doch noch ein weiterer Gesichtspunkt ist in 
diesem Zusammenhang von zentraler Bedeutung: 
Die gemeinwohlorientierte Gewährleistung der 
Verkehrsbedürfnisse kann nicht allein über eine 
schlicht quantitativ zu bestimmende Mindest
versorgung erfolgen. Vielmehr dient ein Verkehrs-
angebot nur dann dem allgemeinen Wohl, wenn 
es eine angemessene Vernetzung von Zentren und 
Peripherien gewährleistet. Es kommt – beispiel-
haft gesprochen – also nicht allein darauf an, ob 
ein Bus alle 10, 20, 30, 60 bzw. 90 Minuten oder 
einmal am Tag anhält, sondern auch darauf, wel-
che Stationen und Orte er wie miteinander ver-
bindet. Damit wird deutlich, dass sich die Grund-
versorgung, die auch das Leitbild der Gleichwer
tigkeit der Lebensverhältnisse verfassungsrechtlich 
einfordert, nicht rein nummerisch oder quantita-
tiv feststellen lässt. Vielmehr muss sie eine Qualität 
von Verkehrsangeboten repräsentieren, die das Er-
gebnis einer komplexen Abwägung darstellt. Para-
meter, die in diese demokratisch zu verantworten-
de Abwägung einfließen, sind:
–	 erstens die grundrechtliche Schutz- bzw. För-

derpflicht des Staates für die Mobilität der 
Bürger_innen;

–	 zweitens die Wirtschaftlichkeit und Sozialver-
träglichkeit der Infrastrukturen;

–	 drittens die Vernetzung der regionalen mit den 
überregionalen, nationalen und europäischen 
Verkehrsangeboten;

–	 viertens der soziale und territoriale Zusam-
menhalt der bundesrepublikanischen und eu-
ropäischen Gesellschaft.

Dieses Konzept wird einfachgesetzlich etwa da-
durch konkretisiert, dass der bereits zitierte § 1 
Abs. 1 RegG die Sicherstellung einer ausreichenden 

Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistun-
gen im öffentlichen Personennahverkehr aus-
drücklich als eine Aufgabe der Daseinsvorsorge 
einordnet. Dabei verweist die „Angemessenheit“ 
der Verkehrsdienstleistungen auf die soeben an-
gedeutete umfassende Abwägung, die für die Be-
stimmung der Standards der Grundversorgung 
vorzunehmen ist. Das ebenfalls schon erwähnte 
Raumordnungsgesetz verallgemeinert dies, wenn 
eine „nachhaltige Daseinsvorsorge“ gerade auch 
infrastrukturell gewährleistet werden soll (§ 2 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 ROG).

In diesem Zusammenhang stellt das Raum-
ordnungsgesetz auch klar: „Die Versorgung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Da-
seinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit 
von Einrichtungen und Angeboten der Grund-
versorgung für alle Bevölkerungsgruppen, ist  
zur Sicherung von Chancengerechtigkeit in den 
Teilräumen in angemessener Weise zu gewähr-
leisten“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 ROG). Hier verbin-
den sich die grundrechtliche Freiheits- und die 
Gleichheitsdimension der Daseinsvorsorge in der 
gesetzlichen Konkretisierung des Angebots von 
verkehrlichen Infrastrukturen.

2.4.2.3 Post und Telekommunikation

Als zweiten speziellen Gemeinwohlbelang der 
Daseinsvorsorge erkennt das Grundgesetz in Art. 
87f Abs. 1 eine flächendeckende Grundversor-
gung von Post- und Telekommunikationsdienst-
leistungen an: Der Bund gewährleistet im Bereich 
des Postwesens und der Telekommunikation an-
gemessene und ausreichende Dienstleistungen. 
Zwar stellt Art. 87f Abs. 1 GG – im Gegensatz zur 
eisenbahnrechtlichen Infrastrukturgewährleistung 
des Art. 87e Abs. 4 Satz 1 GG – nicht ausdrücklich 
klar, dass es sich bei einer angemessenen Versor-
gung mit Post- und Telekommunikationsdienst-
leistungen um einen Allgemeinwohlbelang han-
delt. Dies ergibt sich jedoch aus dem Zweck der 
Vorschrift, eine „flächendeckende“ und damit 
alle Bürger_innen kommunikativ verbindende 
Versorgung sicherzustellen, was wiederum als 
Ausdruck des Sozialstaatsgebots (Art. 20 Abs. 1 
GG) zu verstehen ist (Mangoldt et al. 2010: 379f.). 

Aus der Perspektive ländlicher und struktur-
schwacher Gebiete verleiht Art. 87f Abs. 1 GG 
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„einem regionalpolitischen Ziel Verfassungsrang“ 
(Münch/Kunig 2012: 494). Zugleich stellt die 
Regelung mit ihrem Verweis auf „flächendeckend 
angemessene und ausreichende Dienstleistungen“ 
klar, dass keine „optimale Infrastruktur“, sondern 
„nur“ eine „Grundversorgung“ verfassungsrecht-
lich zu gewährleisten ist (Jarass/Pieroth 2014: 952). 
Um diese verfassungsrechtlich geforderte Grund-
versorgung festzustellen, ist ebenfalls eine umfas-
sende Abwägung angezeigt (Münch/Kunig 2012: 
494 f). Die folgenden Parameter kommen hier 
zum Tragen:
–	 erstens die grundrechtliche Schutz- bzw. För-

derpflicht des Staates für die Kommunikation 
der Bürger_innen;

–	 zweitens die technische Entwicklung von 
Kommunikationsdienstleistungen;

–	 drittens die Wirtschaftlichkeit und Sozialver-
träglichkeit der Leistungserbringung durch die 
Post- und Telekommunikationsunternehmen;

–	 viertens der soziale und kommunikative Zu-
sammenhalt der bundesrepublikanischen und 
europäischen Gesellschaft.

Auch diese umfassende Abwägung ist demokra-
tisch zu verantworten, gerade weil sie für die indi-
viduelle und kollektive Freiheitsentfaltung sowie 
die gleiche Teilhabe aller Bürger_innen von zen
traler Bedeutung ist.

2.4.3 Verfassungsprinzipen

Die Gewährleistung der regionalen Daseinsvor-
sorge wird darüber hinaus durch Verfassungs-
prinzipien gesteuert, namentlich durch das So
zialstaats-, Bundesstaats- und Demokratieprinzip.

2.4.3.1 Sozialstaatsprinzip

Das Sozialstaatsprinzip ist in Art. 20 Abs. 1 GG 
verankert. Es entfaltet sich in den drei Dimensio-
nen des sozialen Ausgleichs, der sozialen Sicher-
heit und der sozialen Gerechtigkeit (Papier/Krön-
ke 2012: 124ff.). Die Bezüge des Sozialstaatsprin-
zips zur regionalen Daseinsvorsorge sind bereits 
deutlich geworden: Vor allem die Einordnung der 
Verkehrsbedürfnisse der Bürger_innen als Gemein-
wohlbelang (Art. 87e Abs. 4 Satz 1 GG) und die 
flächendeckende Gewährleistung einer Grundver-
sorgung mit Post- und Telekommunikations-

dienstleistungen (Art. 87f Abs. 1 Satz 1 GG) wer-
den als verfassungsrechtliche Konkretisierung des 
Sozialstaatsprinzips begriffen. Aber auch das föde
rale Verfassungsgut der gleichwertigen Lebensver-
hältnisse weist als verfassungsrechtliches Leitbild 
für die Gestaltung der Daseinsvorsorge insgesamt 
eine enge systematische Verbindung mit dem So-
zialstaatsprinzip auf (Hebeler 2006: 323ff.). 

Deshalb prägen auch alle drei genannten Di-
mensionen des sozialen Staatsziels die Gewähr-
leistung der regionalen Daseinsvorsorge: Erstens 
dient die regionale Daseinsvorsorge dem sozialen 
Ausgleich, da sie soziale Gegensätze von Wachs-
tums- und Schrumpfungsregionen kompensiert 
(BVerfG 1967: 204) und zur „Herstellung erträgli-
cher Lebensbedingungen für alle“ (BVerfG 1951: 
105) beiträgt. Zweitens stärkt die regionale Da-
seinsvorsorge die soziale Sicherheit, wenn insbe
sondere medizinische und pflegerische Infrastruk-
turen Fürsorge für Hilfsbedürftige und Schutz ge-
gen die „Wechselfälle des Lebens“ bieten (BVerfG 
1970: 348ff.; 1977: 387). Und drittens trägt die 
regionale Daseinsvorsorge zur sozialen Gerechtig-
keit in der Bundesrepublik bei, wenn eine annä-
hernd gleichmäßige Verteilung der Lasten erfolgt 
(BVerfG 1956: 198), die für die Gewährleistung 
des sozialen Zusammenhalts von Regionen und 
Ländern sowie der Bundesrepublik und der Euro-
päischen Union erforderlich ist.

2.4.3.2 Bundesstaatsprinzip

Auch das Bundesstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) 
bestimmt den verfassungsrechtlichen Rahmen 
der Gewährleistung regionaler Daseinsvorsorge. 
Dies gilt zum einen in materieller Hinsicht, wenn 
das Bundesverfassungsgericht die Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse (Art. 72 Abs. 2 GG) als 
ein „bundesstaatliches Rechtsgut“ ausweist. Es 
gilt zum anderen aber auch formal für die Einord-
nung der Kompetenzen für die Gestaltung der re-
gionalen Daseinsvorsorge in der föderalen Verfas-
sungsordnung der Bundesrepublik. Insofern fin-
det sich zunächst der allgemeine Grundsatz der 
Kompetenzverteilung in Art. 30 GG: Die Aus-
übung staatlicher Befugnisse und die Erfüllung 
staatlicher Aufgaben ist Sache der Länder, soweit 
das Grundgesetz keine andere Regelung trifft 
oder zulässt. Dieses Grundprinzip wird in Art. 70 
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Abs. 1 GG für die Gesetzgebung und in Art. 83 
GG für die Verwaltung dahingehend spezifiziert, 
dass grundsätzlich die Länder für Gesetzgebung 
und Verwaltung zuständig sind, soweit das 
Grundgesetz dem Bund keine Gesetzgebungs- 
oder Verwaltungskompetenzen zuweist. Darüber 
hinaus sieht Art. 104a Abs. 1 GG vor, dass der 
Bund und die Länder gesondert die Ausgaben zu 
tragen haben, die sich aus der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben ergeben, soweit das Grundgesetz 
keine abweichende Regelung trifft.

Für die gesetzgeberische Ausgestaltung der 
regionalen Daseinsvorsorge bedeutet dies, dass 
deren Gewährleistung durch eine ganze Reihe 
von Gesetzen erfolgt, die teilweise dem Bundes- 
und teilweise dem Landesrecht zuzuordnen sind. 
Auf Bundesebene ist hier etwa das Regulierungs-
recht zu nennen, das öffentliche und private Un-
ternehmen auf eine angemessene Erbringung 
von regionalen Daseinsvorsorgeleistungen – ge-
gebenenfalls in Form des Universaldienstes – ver-
pflichtet (§ 1 RegG, §§ 78ff., § 150 Abs. 9 TKG,  
§§ 11ff., 52 PostG, §§ 36f. EnWG). 

Soweit es um die regionale Daseinsvorsorge 
als Verwaltungsaufgabe geht, fällt diese grund-
sätzlich in die Kompetenz der Länder, da das 
Grundgesetz insofern keine Zuweisung für den 
Bund vornimmt. Hier zeigt sich eine verfassungs-
rechtliche „Schieflage“ des Grundgesetzes. Denn 
die Gewährleistung der regionalen Daseinsvor-
sorge geht in ihrer Bedeutung für den sozialen 
und territorialen Zusammenhalt der Bundesre
publik weit über die Herstellung regionaler Infra-
struktursicherheit hinaus. Das haben die Über
legungen zu den grundrechtlichen Förder- und 
Schutzpflichten, zu den Verfassungsgütern der 

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, der ge-
meinwohlbezogenen Verkehrsbedürfnisse und den 
flächendeckenden Post- und Telekommunika
tionsdienstleistungen sowie zum Verfassungs-
prinzip des Sozialstaates gezeigt. Zugleich kann 
diese gesamtstaatliche Perspektive des sozialen und 
territorialen Zusammenhalts der Bundesrepublik 
im Verwaltungsvollzug nur durch den Bund und 
nicht durch eine Selbstkoordination der Länder 
sichergestellt werden. Dies deutet bereits auf die 
Verankerung der regionalen Daseinsvorsorge als 
Gemeinschaftsaufgabe hin, da auf diese Weise 
auch der Bund seinen Anteil an der gemeinsamen 
Verantwortung für den Zusammenhalt der bundes-
republikanischen Gesellschaft übernimmt.

2.4.3.3 Demokratieprinzip

Schließlich ist das Demokratieprinzip (Art. 20 
Abs. 1 und 2 GG) für die Gestaltung der regiona-
len Daseinsvorsorge von zentraler Bedeutung: 
Die Gewährleistung der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse im Sinn einer Grundversorgung 
ist keine rein technische Entscheidung. Vielmehr 
handelt es sich um eine komplexe Abwägung, die 
grundrechtliche Schutz- und Förderpflichten, 
technische Entwicklungen, sozialverträgliche Kos-
tenentscheidungen, die Wirtschaftlichkeit und 
Sozialverträglichkeit der Leistungserbringung und 
die soziale, wirtschaftliche und territoriale Kohä
sion von Regionen, Ländern und der Bundesre
publik Deutschland insgesamt zum einem verhält-
nismäßigen Ausgleich bringen muss. Dabei kommt 
den Gesetzgebern und Verwaltungen ein weiter 
Gestaltungsspielraum zu, dessen politische Ausfül-
lung demokratisch gegenüber den Bürger_innen 
zu verantworten ist.
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Nicht nur für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt der jeweiligen Region selbst, sondern auch 
für die soziale Kohäsion der Länder, des Bundes 
und darüber hinaus der Europäischen Union ist 
die regionale Daseinsvorsorge von zentraler Be-
deutung. Um angesichts der zunehmenden räum-
lichen Polarisierung den Anspruch gleichwertiger 
Lebensverhältnisse neu umsetzen zu können, 
schlägt dieses Gutachten die Einführung einer 
Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Daseinsvorsor-
ge“ vor. Sie bringt die gemeinsame Verantwor-
tung von Bund und Ländern für den Zusammen-
halt der Bundesrepublik Deutschland verfas-
sungsrechtlich zum Ausdruck. Beide, Bund und 
Länder, können und müssen sich in der Gemein-
schaftsaufgabe „Regionale Daseinsvorsorge“ en-
gagieren, um auf diese Weise gemeinsam die Vo
raussetzungen für eine prosperierende Wirtschaft 
und gesellschaftlichen Wohlstand, für die Siche-
rung des Gemeinwohls und für die Öffnung so
zialer und ökonomischer Spielräume zu gewähr-
leisten. Gerade in dieser gemeinsamen Verant-
wortung von Bund und Ländern für die regionale 
Daseinsvorsorge und damit den Zusammenhalt 
der Bundesrepublik liegt der soziale, politische 
und ökonomische Mehrwert zur gegenwärtigen 
Rechts- und Verfassungslage, in der Bund und 
Länder isoliert und deshalb keineswegs effektiv 
versuchen, den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft zu gewährleisten.

3.1 Einführung in das Grundgesetz

Die Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Daseinsvor
sorge“ könnte in Art. 91a GG wie folgt verankert 
werden:

Art 91a GG
(1) Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei 
der Erfüllung von Aufgaben der Länder mit, 
wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit be-
deutsam sind und die Mitwirkung des Bundes 
zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erfor-
derlich ist (Gemeinschaftsaufgaben):
1.	Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur,
2. Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-

tenschutzes,
3.	Verbesserung der regionalen Daseinsvor-

sorge.

(2) Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates werden die Gemeinschaftsaufga-
ben sowie Einzelheiten der Koordinierung nä-
her bestimmt.
(3) Der Bund trägt in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 und Nr. 3 die Hälfte der Ausgaben in je-
dem Land. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
trägt der Bund mindestens die Hälfte; die Be-
teiligung ist für alle Länder einheitlich festzu-
setzen. Das Nähere regelt das Gesetz. Die Be-
reitstellung der Mittel bleibt der Feststellung in 
den Haushaltsplänen des Bundes und der Län-
der vorbehalten.

Durch diese Änderung des Grundgesetzes würde 
ein „administratives Kondominium“ (v. Mangoldt 
et al. 2010: 569) von Bund und Ländern für die 
Gewährleistung der Gemeinschaftsaufgabe „Re
gionale Daseinsvorsorge“ im Sinn einer „Hand-
lungs-, Gestaltungs- und Verantwortungseinheit“ 
(v. Mangoldt et al. 2010: 562) begründet.

3. „Regionale Daseinsvorsorge“ als Gemeinschaftsaufgabe
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3.1.1 Anforderungen an die Gemeinschaftsaufgabe

Dabei entspricht die regionale Daseinsvorsorge zu-
nächst prinzipiell der Grundstruktur, die Art. 91a 
Abs. 1 GG für Gemeinschaftsaufgaben vorsieht: 
Es muss sich erstens um eine für die Gesamtheit 
bedeutsame Aufgabe handeln, die zweitens die 
Lebensbedingungen der Bürger_innen verbessert.

Das trifft auf die regionale Daseinsvorsorge 
zu. Sie stellt zunächst eine für die Gesamtheit be-
deutsame Aufgabe dar. Denn dieses Kriterium ist 
immer dann zu bejahen, wenn eine Aufgabe die 
Bevölkerung mehrerer Bundesländer betrifft und 
aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklung als 
„bedeutsam“ bzw. „vordringlich“ eingestuft wer-
den muss (v. Mangoldt et al. 2010: 575). Bei der 
regionalen Daseinsvorsorge ist das der Fall. Sie 
sichert nicht nur die Gewährleistung von Dienst-
leistungen, die für die Bürger_innen vor Ort von 
existenzieller Bedeutung sind, sondern begründet 
gerade über die Vernetzung von Infrastrukturen 
die soziale, wirtschaftliche und territoriale Ko
häsion der Region, des Landes, des Bundes und 
schließlich auch der Europäischen Union. Darüber 
hinaus ist die Garantie der regionalen Daseinsvor-
sorge auch „vordringlich“, weil vor allem der de-
mografische Wandel in Verbindung mit Binnen-
wanderungen zu einer umfassenden De-Infra-
strukturalisierung in vielen Regionen Deutsch-
lands geführt hat (Kersten et al. 2012b).

Die Gewährleistung der regionalen Daseins-
vorsorge verbessert zugleich auch die Lebensver-
hältnisse der Bürger_innen. Dies ist immer dann 
der Fall, wenn eine föderal kooperative Problem-
bewältigung im Vergleich zu einer isolierten Auf-
gabenerledigung durch die Länder Leistungssteige-
rungen für die Bürger_innen verspricht (v. Mangoldt 
et al. 2010: 575). Auf die Garantie der regionalen 
Daseinsvorsorge trifft auch das zu, da die Länder in 
der Bewältigung der demografischen De-Infra-
strukturalisierung der regionalen Daseinsvorsorge 
für sich genommen überfordert sind (Kersten et al. 
2012b). Gerade die Sicherstellung der gesamtgesell-
schaftlichen Dimension der regionalen Daseins-
vorsorge, welche die besondere Verantwortung des 
Bundes begründet, stellt einen ganz entscheiden-
den Qualitätssprung in der Verbesserung der Leis-
tungserbringung der Bürger_innen dar.

3.1.2 Abgrenzbarkeit der Gemeinschaftsaufgabe

Die Gemeinschaftsaufgabe der regionalen Daseins-
vorsorge wäre als Verfassungsbegriff in Art. 91a 
Abs. 1 Nr. 3 GG hinreichend abgrenzbar. Es lassen 
sich insofern die gleichen Abgrenzungskriterien 
wie im Fall der strukturell parallel gefassten Ge-
meinschaftsaufgabe der Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur heranziehen (v. Man-
goldt et al. 2010: 576). Aufgrund des regionalen 
Bezugs findet im Fall der Gemeinschaftsaufgabe 
der Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge 
keine gesamtstaatliche Infrastrukturförderung 
statt. Dies wird auch nicht dadurch infrage ge-
stellt, dass jede Förderung der regionalen Da-
seinsvorsorge aufgrund ihrer infrastrukturellen 
Vernetzung auch eine überregionale, landeswei-
te, gesamtstaatliche und europäische Dimension 
hat – ja haben muss, um ihre soziale Kohäsions-
funktion zu erfüllen. Zugleich stellt die sachliche 
Vernetzung der einzelnen sozialen, kommunika-
tiven und verkehrsbezogenen Dimensionen der 
Daseinsvorsorge sicher, dass über die Gemein-
schaftsaufgabe der Verbesserung der regionalen 
Daseinsvorsorge keine einseitig sektorale Wirt-
schaftsförderung betrieben wird.

3.1.3 Finanzierung der Gemeinschaftsaufgabe

Die Finanzierung von Gemeinschaftsaufgaben ist 
in Art. 91a Abs. 3 GG geregelt. In ihrer geltenden 
Fassung sieht diese Regelung eine hälftige Kos-
tenteilung für die Gemeinschaftsaufgabe der Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
(Art. 91a Abs. 3 Satz 1 GG) und eine mindestens 
hälftige Kostenteilung für die Gemeinschaftsauf-
gabe der Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes vor (Art. 91a Abs. 3 Satz 2 GG). 
Hier bietet es sich an, die Gemeinschaftsaufgabe 
der Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge 
der Gemeinschaftsaufgabe der Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur gleichzustellen. 
Beide verfügen mit dem regionalen Bezug über 
den gleichen territorialen Anknüpfungspunkt. 
Dies spricht für eine Verankerung einer paritäti-
schen Finanzierung der Gemeinschaftsaufgabe 
der Verbesserung der regionalen Daseinsvorsorge 
in Art. 91a Abs. 3 Satz 1 GG. Diese paritätische 
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Kostenteilung entspricht einer föderalen Partner-
schaft von Bund und Ländern auf „Augenhöhe“ 
(v. Mangoldt et al. 2010: 585), was sich auch in der 
einfachgesetzlichen Umsetzung der Gemeinschafts
aufgabe der Verbesserung der regionalen Daseins-
vorsorge widerspiegelt. Jenseits dieser verfassungs-
rechtlichen Verankerung der föderalen Finanzie-
rungsverantwortung für die regionale Daseinsvor-
sorge kann die praktische Umsetzung der Ge-
meinschaftsaufgabe auch durch Finanzierungsin-
stitute der Europäischen Union gefördert werden, 
gerade weil die Gewährleistung der regionalen Da-
seinsvorsorge auch zur sozialen, territorialen und 
wirtschaftlichen Kohäsion der Union beiträgt.

3.2  Ausgestaltung durch den Gesetzgeber

Wie die föderale Zusammenarbeit bei der Umset-
zung einer Gemeinschaftsaufgabe erfolgen soll, 
ist nicht unmittelbar in Art. 91a Abs. 1 GG geregelt, 
sondern obliegt nach Art. 91a Abs. 2 GG der Aus-
gestaltung durch den Bundesgesetzgeber: In der 
gesetzgeberischen Konkretisierung der Gemein-
schaftsaufgabe der Verbesserung der regionalen 
Daseinsvorsorge kann der Gesetzgeber zum einen 
das Paritätsprinzip des Art. 91a Abs. 3 Satz 1 GG 
verallgemeinern und muss die Grundsätze einer 
fairen und vertrauensvollen Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern berücksichtigen (v. Man-
goldt et al. 2010: 580), die im Bundesstaatsprin-
zip (Art. 20 Abs. 1 GG) angelegt sind (Battis/Kers-
ten 2008: 68ff.).

Für die konkrete Ausgestaltung eines „Geset-
zes über die Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung 
der regionalen Daseinsvorsorge‘ (GRD-Gesetz – 
GRDG)“ kann sich der Gesetzgeber grundsätzlich 
an den Parallelregelungen des „Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes‘ (GAK-Gesetz – 
GAKG)4 und des Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ (GRW-Gesetz – GRWG) orientieren. Eine 
konkrete Vorbildfunktion kommt dabei vor allem 

dem GRW-Gesetz zu, da es über den gleichen regi-
onalen Anknüpfungspunkt wie die Gemeinschafts-
aufgabe der Verbesserung der regionalen Daseins-
vorsorge verfügt. Nimmt man diesen Gedanken 
auf, könnte der „Entwurf eines Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung der regiona-
len Daseinsvorsorge‘ (GRD-Gesetz-E – GRDG-E)“ 
die folgenden Regelungen umfassen:

Ein § 1 GRDG-E könnte die Konkretisierung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Daseinsvorsorge“ regeln: Dabei wären die 
Fördermaßnahmen zu spezifizieren, welche die  
regionale Daseinsvorsorge verbessern und deshalb 
als Gemeinschaftsaufgabe durchgeführt werden  
(§ 1 Abs. 1 GRDG-E). Dem Gesetzgeber kommt in-
sofern ein weiter Gestaltungsspielraum zu (v. Man-
goldt et al. 2010: 575; Jarass/Pieroth 2014: 962). Es 
ließen sich insofern beispielhaft Maßnahmen zur 
Förderung des öffentlichen Verkehrs (EuGH 
2003), von Kommunikationstechnik und von öf-
fentlichen sozialen und gesundheitlichen Ein-
richtungen nennen. Sodann wären die Gebiete 
zu spezifizieren, in denen die Fördermaßnahmen 
aufgrund erheblicher Funktionseinbußen durch-
geführt werden (§ 1 Abs. 2 GRDG-E). Darüber 
hinaus sollte eine Förderung von Maßnahmen 
auch außerhalb dieser unmittelbar betroffenen 
Gebiete möglich sein, wenn diese in einem un-
mittelbaren Zusammenhang mit geförderten 
Projekten innerhalb eines Fördergebiets stehen  
(§ 1 Abs. 3 GRDG-E).

In einem § 2 GRDG-E wären die Allgemeinen 
Grundsätze zu verankern, welche die Förderpraxis 
in § 1 Abs. 1 GRDG-E bestimmen. Hierzu zählen 
der Schutz der Grundrechte der Bürger_innen, 
die in dem Fördergebiet leben, die Gewährleis-
tung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
und der durch das Sozialstaatsprinzip geforderte 
soziale Zusammenhalt einschließlich der überre-
gionalen, föderalen, gesamtstaatlichen und euro-
päischen Vernetzung des Fördergebiets (§ 2 Abs. 1 
GRDG-E). Darüber hinaus sollte vorgesehen wer-
den, dass die Fördermaßnahmen mit anderen 
öffentlichen und europäischen Unterstützungen 

4	 Im Koalitionsvertrag haben sich die Parteien CDU, CSU und SPD zu einer Weiterentwicklung der GAK verpflichtet (CDU, CSU und SPD 
2013). Die gegenwärtige Diskussion (bspw. SPD Fraktion 2014; Deutscher Bundestag BT 23.5.2014) geht in Richtung einer Gemein-
schaftsaufgabe ländliche Entwicklung, die die Belange ländlicher Räume in den Fokus stellt. 
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der regionalen Daseinsvorsorge abzustimmen 
sind (§ 2 Abs. 2 GRDG-E). Schließlich könnte die 
angemessene Eigenbeteiligung von Förderemp-
fänger_innen als Fördervoraussetzung festge-
schrieben werden, um die nachhaltige Durch
führung der Fördermaßnahmen zu gewährleisten 
(§ 2 Abs. 3 GRDG-E).

Ein § 3 GRDG-E würde die Fördermaßnahmen 
spezifizieren, die vor allem Zuschüsse zu förde-
rungswürdigen Projekten umfassen.

In einem § 4 GRDG-E ließen sich die Anforde-
rungen an einen gemeinsamen Koordinierungsrah-
men für die regionale Daseinsvorsorge benennen. 
Dies würde zunächst die Pflicht umfassen, einen 
solchen gemeinsamen Koordinierungsrahmen auf-
zustellen (§ 4 Abs. 1 GRDG-E) und unter Beach-
tung des europäischen Beihilferechts (Art. 107ff. 
AEUV) auszugestalten sowie dynamisch weiterzu-
entwickeln (§ 4 Abs. 2 GRDG-E). Darüber hinaus 
wäre der Inhalt des Koordinierungsrahmens 
durch die Benennung zentraler Regelungspunkte 
gesetzlich vorzustrukturieren (§ 4 Abs. 3 GRDG-
E); hierzu würden beispielhaft gehören: die Fest-
legung der förderungsfähigen Maßnahmen und 
ihrer Indikatoren (§ 1 Abs. 1 GRDG-E), die Vo
raussetzung, Art und Intensität der Förderung, die 
sachgerechte Verteilung der Bundesmittel auf die 
Länder, die Modi über die Mittelbereitstellung und 
gegebenenfalls Rückforderungen zwischen Bund 
und Ländern sowie Grundsätze des Berichtswe-
sens, der Evaluation, des Monitoring und der sta-
tistischen Auswertung. Auf dieser gesetzlichen 
Grundlage kann die praktische Umsetzung der 
Gewährleistung der regionalen Daseinsvorsorge 
erfolgen. Dabei bietet es sich an, dass die Länder 
auf der Grundlage der festgelegten Förderindi
katoren und Maßnahmen Fördergebiete vor-
schlagen, die sodann festgesetzt werden.

Ein § 5 GRDG-E würde die Bildung eines Koor-
dinierungsausschusses vorsehen, der den gemein-
samen Koordinierungsrahmen (§ 4 GRDG-E) be-
schließt und weiterentwickelt. Dem Koordinie-
rungsausschuss könnten für den Bund der Bun-
desminister für Verkehr und digitale Infrastruktur 
sowie der Bundesminister der Finanzen und für 

die Länder jeweils ein Minister oder Senator an
gehören (§ 5 Abs. 1 GRDG-E). Um dem föderalen 
Gleichheitssatz zu genügen, würde jedes Land 
über eine Stimme im Koordinierungsausschuss 
verfügen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 GRDG-E). Der pari- 
tätischen Verteilung von Finanzierungslasten  
(Art. 91a Abs. 3 Satz 1 GG) entspräche eine gleiche 
Stimmenzahl von Bund und Ländern im Koordi-
nierungsausschuss, sodass die Stimmenzahl des 
Bundes der Stimmenzahl aller Länder entspre-
chen müsste (§ 5 Abs. 2 Satz 2 GRDG-E). Auf die-
ser Grundlage könnte mit Stimmenmehrheit 
über den gemeinsamen Koordinierungsrahmen 
entschieden werden (§ 5 Abs. 2 Satz 3 GRDG-E).

Nach § 6 GRDG-E wäre die Durchführung der 
Maßnahmen des gemeinsamen Koordinierungs-
rahmens Aufgabe der Länder, wobei Unterrich-
tungspflichten der Landesregierungen gegenüber 
dem Koordinierungsausschuss, der Bundesregie-
rung, dem Bundesrat sowie dem Bundestag eben-
falls zu verankern wären.

Ein § 7 GRDG-E würde die Finanzierungs-
grundsätze regeln. Dabei könnte zunächst das 
Prinzip der paritätischen Finanzierungspflicht auf-
gegriffen werden (§ 7 Abs. 1 GRDG-E), die durch 
Art. 91a Abs. 3 Satz 1 GG verfassungsrechtlich 
vorgegeben ist. Für die Zahlungsabwicklung wäre 
auf die im gemeinsamen Koordinierungsrahmen 
festgelegten Grundsätze (§ 4 Abs. 3 GRDG-E) zu 
verweisen (§ 7 Abs. 2 GRDG-E). Des Weiteren 
müsste die Konkurrenz der investiven Förde
rungen der Gemeinschaftsaufgabe zum Einsatz 
europäischer Förderinstrumente geregelt werden 
(§ 7 Abs. 3 GRDG-E), wobei diese Förderungen 
aus verfassungsrechtlicher Perspektive grundsätz-
lich nebeneinander erfolgen können (v. Mangoldt 
et al. 2010: 572f.). Der Einsatz weiterer Landes-
mittel für die regionale Daseinsvorsorge sollte 
möglich sein, aber in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen des Koordinierungsrahmens erfol-
gen (§ 7 Abs. 4 GRDG-E).

Schließlich wären in einem § 8 GRDG-E die 
Modalitäten der Rückzahlung und Verzinsung von 
Bundesmitteln zu klären.
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Die disparate demografische und räumliche Ent-
wicklung Deutschlands findet ihren Niederschlag 
auch in der Bereitstellung öffentlicher Dienstleis-
tungen. Regionen und Stadtteile mit abnehmen-
der Bevölkerungszahl kämpfen mit dem Bemühen 
um Erhalt und mehr noch mit dem Rückbau der 
Infrastruktur. Wachsende Regionen hingegen müs-
sen das öffentliche Angebot oftmals ausweiten.

Mit den neuen demografischen und ökono-
mischen Herausforderungen ist insbesondere in 
den schrumpfenden Regionen auch eine neue 
Sichtweise auf die Bereitstellung von Daseinsvor
sorgeleistungen einhergegangen. Politik und Raum
planung orientieren sich nicht mehr länger an 
einem Maximalangebot, sondern lediglich die 
Mindestausstattung wird zur Grundlage der 
„gleichwertigen Lebensverhältnisse“. Gleichwohl 
wurden im Rahmen von Modellprojekten (natio-
nal und international) innovative Ideen gesucht, 
mit deren Hilfe neue (demografische) Probleme 
und ihre Folgen abgemildert oder gelöst werden 
können. Flexibilisierung und bedarfsgerechte Aus-
gestaltung der Infrastrukturleistungen gehören 
ebenso wie der Appell an den „aktiven Bürger“ 
zum neuen Credo der zukunftsgerichteten Da-
seinsvorsorgegestaltung. Darüber hinaus wurden 
rechtliche Rahmenbedingungen als Hemmschuh 
für ein bedarfsgerechtes wohnortnahes Dienst-
leistungsangebot erkannt, auch hier wird an 
Standardanpassungen und Standardöffnungs
klauseln gearbeitet. 

Eine Frage aber bleibt: Wie ist mit den zu-
nehmenden Abkopplungsprozessen ganzer Räu-
me umzugehen, die offensichtlich aus eigener 
Kraft nicht mehr auf die Beine kommen? Die 
Festlegung von Mindeststandards und ein weite-
res Modellprojekt werden diese Frage nicht be-
antworten können. (Regionale) Daseinsvorsorge 
ist ein starker Kohäsionsfaktor und Integrations-
motor einer alternden und in ihren Teilräumen 

4. Zusammenfassung

immer ungleicher werdenden Gesellschaft, sodass 
wir zukünftig ein starkes rechtliches Instrumenta
rium brauchen, um den Anspruch gleichwertiger 
Lebensverhältnisse neu umsetzen zu können.

Das Grundgesetz erwartet eine effektive Ge-
währleistung der regionalen Daseinsvorsorge. Es 
gibt mit den Grundrechten der Bürger_innen, 
den Verfassungsgütern der Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse, der gemeinwohlbegründeten 
Verkehrsbedürfnisse und der flächendeckend an-
gemessenen und ausreichenden Post- und Tele-
kommunikationsdienstleistungen sowie dem so-
ziale, föderalen und demokratischen Verfassungs-
prinzipien einen verfassungsrechtlichen Rahmen 
für die Ausgestaltung der regionalen Daseinsvor-
sorge vor. Die insofern zu gewährleistende Grund-
versorgung der regionalen Daseinsvorsorge entfal-
tet jedoch eine über die jeweilige Region hinausge-
hende Bedeutung. Vor allem die infrastrukturelle 
Grundversorgung ist nur dann angemessen, wenn 
sie die Region in die überregionale, landesweite, ge-
samtstaatliche und schließlich auch europäische 
Infrastrukturvernetzung integriert, um die soziale, 
wirtschaftliche und territoriale Kohäsion sicher
zustellen. Deshalb ist auch der Bund in die Gewähr
leistungsverantwortung für die Verwaltung der regi-
onalen Daseinsvorsorge einzubeziehen. Dies kann 
durch die Ausgestaltung der regionalen Daseinsvor-
sorge als eine Gemeinschaftsaufgabe in Art. 91a 
GG erfolgen. Die Verbesserung der regionalen Da-
seinsvorsorge sollte in Art. 91a Abs. 1 Nr. 3 GG ge-
regelt und eine hälftige Kostenteilung nach Art. 
91a Abs. 3 Satz 1 GG vorgesehen werden. Für die 
konkrete Ausgestaltung eines „Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung der regiona-
len Daseinsvorsorge‘ (GRD-Gesetz – GRDG)“ kann 
sich der Gesetzgeber grundsätzlich an den Parallel-
regelungen des „Gesetzes über die Gemeinschafts-
aufgabe ‚Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur‘ (GRW-Gesetz – GRWG)“ orientieren.
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